
Solidarität mit den Beschäftigten im
Gesundheitswesen! Sofortmaßnahmen und
grundsätzliche Forderungen!

Helga Müller, Infomail 1098, 7. April 2020

Nachdem das Corona-Virus auch Deutschland erreicht hat und – trotz aller Einschränkungen der
Bewegungsfreiheit – die Zahl der Infizierten immer noch exponentiell anwächst, kommt im
Gesundheitswesen Hektik auf. Die Krankenhäuser werden landauf, landab für den Krisenfall auf-
und umgerüstet: Intensiv- und Isolierstationen werden ausgebaut, Beatmungsgeräte beschafft,
soweit sie überhaupt lieferbar sind. Sie werden in bestimmten Kliniken zentralisiert, nicht
notwendige Operationen werden verschoben. Pflegekräfte werden in Schnell- oder Auffrisch-Kurse
für die besondere Pflege von PatientInnen, die auf  Intensivstationen versorgt werden müssen,
geschickt.

Ausgangssituation

Aber schon jetzt melden Pflegekräfte, ÄrztInnen, GesundheitsexpertInnen, dass es noch vor dem
Sturm, wie sich Gesundheitsminister Spahn am 26. März ausgedrückt hat, überall zu Engpässen
kommt: Sei es, dass zu wenig Schutzbekleidung, Schutzmasken, Beatmungsgeräte vorhanden sind,
weil es Lieferengpässe gibt, da keine Regierung Vorsorge getroffen hat, noch vor dem großen
Ausbruch der Pandemie die Produktionskapazitäten entsprechend auszuweiten. Gleichzeitig zeigen
die Reaktionen darauf jetzt aber auch, dass andere Wege, die bisher als unmöglich und utopisch
galten, gegangen werden können: Etliche Firmen stellen ihr Herstellungsprogramm um auf die
Produktion von z. B. Schutzmasken – auch wenn noch nicht alle den Standards einer medizinischen
Pflege entsprechen. Aber die Bevölkerung passiv vor der Übertragung über Tröpfcheninfektion zu
schützen, ist durchaus auch sinnvoll. Die bayerische Staatsregierung hat die Produktion von
Schutzkleidung quasi staatlich angeordnet. Diverse Regierungen im In- und Ausland bitten die
Autoindustrie und AutozuliefererInnen zu überprüfen, ob sie ihre Produktion auf Beatmungsgeräte
umstellen können. Bosch hat ein Diagnosegerät entwickelt, der Autofilter-Spezialist Mahle
produziert Schutzmasken.

Nun rächt sich, dass die ganze Privatisierung des Krankenhauswesens seit den 1980er Jahren dazu
geführt hat, dass heute dringend notwendiges Personal fehlt. Laut ver.di sind im Gesundheitswesen
120.000 Stellen vakant – davon allein 70.000 im Pflegebereich –, um den vorauszusehenden Sturm
überhaupt personell bewältigen zu können. Viele KollegInnen machen jetzt schon Überstunden und
hatten auch schon – mehr oder weniger – freiwillig ihren Urlaub abgesagt. Und wie reagiert „unser“
Gesundheitsminister darauf: Er hebt seine eigene Verordnung zu den eh zu „normalen“ Zeiten schon
nicht hinreichenden Personaluntergrenzen auf, so dass von den unter die Verordnung fallenden
Stationen Personal abgezogen wird, das dann dort fehlt – wohl wissend, dass das abgezogene
Personal nie ausreichen wird, um die steigenden PatientInnenzahlen, gerade auch solche, bei denen
Komplikationen auftreten können, gut versorgen zu können. Oder er versucht, Pflegekräfte aus
anderen Ländern wie Polen verstärkt anzuwerben – wohl wissend, dass diese dann dort fehlen
werden. Oder er versucht jetzt, verstärkt medizinische Hilfskräfte anzuwerben, ÄrztInnen und
Pflegekräfte aus dem Ruhestand zu holen. Dies ist die einzige seiner Maßnahmen, die Löcher stopft,
ohne neue aufzureißen, aber auch dieses hektisch, ohne systematisches Vorgehen und planlos.

Die bayerische Landesregierung macht es noch besser – und die Regierung von NRW zieht gleich
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nach. Sie heben gleich das Arbeitszeitgesetz für Bereiche der öffentlichen Daseinsvorsorge auf und
lassen die eh schon am Rande ihrer physischen und psychischen Belastbarkeit arbeitenden
KollegInnen im Krankenhaus und in Pflegeeinrichtungen mit noch geringeren Pausen und
Ruheunterbrechungen weiterarbeiten. Welch ein Hohn!

Solange das System aufrechterhalten wird, dass Krankenhäuser – auch kommunale – wirtschaftlich,
also möglichst kostengünstig, arbeiten müssen und große Konzerne mit der Gesundheit ihre Kohle
machen wollen, ist zu befürchten, dass gerade privatisierte Krankenhäuser nicht lukrative Fälle –
also Corona-PatientInnen und vor allem solche, bei denen mit Komplikationen zu rechnen ist oder
die besonders lange beatmet werden müssen –, nicht annehmen werden.

So drohen (noch) kommunal finanzierte Krankenhäuser, noch stärker in die Kostenfalle zu sinken
und nach der Krise unter den Druck der Privatisierung zu fallen. Darauf macht gerade eine Initiative
für den Erhalt der kommunalen Krankenhäuser aufmerksam. Und vor allem kann es tatsächlich auch
in einem so reichen Industrieland wie Deutschland zu einer Situation wie in Italien kommen, dass
auch hier die PatientInnen selektiert werden (die sogenannten Triage): solche, bei denen noch eine
reale Überlebenschance angenommen wird, werden voll behandelt, der Rest darf (alleine) sterben.

Wie reagieren die Organisationen, die sich auf die Interessen der
Beschäftigten berufen?

Ver.di appelliert in dieser Situation an die Bundesregierung und ruft nach Staatseingriffen – an eine
Regierung, die selbst unter starkem Druck der Beschäftigten und Bevölkerung im letzten Jahr nur
ein paar kosmetische Korrekturen durchgeführt hat, um dem durch Privatisierung und das System
der Fallpauschalen bedingten Personalnotstand zu begegnen. Einige der ver.di-Bitten sind zwar
durch die Abänderungen des Infektionsschutzgesetzes bereits aufgenommen worden – wie z. B. die
Beschlagnahme von Schutzausrüstung, die aufgrund von „Geschäftemacherei“ gewerblicher Firmen,
wie sich der neue ver.di Chef Werneke ausdrückt, zurückgehalten wird. Diese Abänderungen stellen
eine Art Notstandsgesetz im Bereich des Gesundheitswesens dar, das letzte Woche von
Gesundheitsminister Spahn durch den Bundestag und Bundesrat durchgepeitscht wurde.

Auch dass sich die Bundesregierung aufgrund der Lieferengpässe jetzt daran macht, Firmen dazu zu
verpflichten, ihre Produktion umzustellen bzw. anweist, ihre Kapazitäten für die Produktion von
nötigen Schutzausrüstungen und Desinfektionsmitteln auszuweiten, geht auf einen Appell von ver.di
zurück. Gegen beide Maßnahmen ist sicherlich nichts einzuwenden. Beschlagnahme nicht nur von
Schutzausrüstung und Desinfektionsmitteln, sondern auch von dringend benötigten Medikamenten
und Produktionsumstellung und Ausweitung der Produktion sind in einer solchen Krisensituation, in
der sich Hunderttausende von Menschen schnell anstecken können, das Gebot der Stunde! Die
Frage ist nur, wer entscheidet und nach welchen Kriterien, und wie sieht es mit der Frage der
Einschränkung selbst bürgerlich-demokratischer Rechte aus?

Einer Bundesregierung, die nach wie vor der Ausrichtung des Gesundheitsbereichs nach
Profitinteressen nichts entgegensetzt, sondern nur Symptome bekämpft, die schon wieder
angefangen hat, über die Lockerung von Beschränkungen zu sinnieren, um die Wirtschaft erneut
zum Laufen zu bringen – sprich die Kapitalverwertung nicht zu lange auszusetzen -, sollte auch bei
solchen lebenswichtigen Entscheidungen kein Vertrauen geschenkt werden. Am besten entscheiden
können die Beschäftigten selbst. Wie auch Sylvia Bühler, die im ver.di-Bundesvorstand für das
Gesundheitswesen zuständig ist, sagt: „Die Beschäftigten sind die Experten vor Ort. Ihre Erfahrung
und ihr Wissen müssen gehört werden.“ Die Frage stellt sich nur: Will das die Bundesregierung
überhaupt? Müsste sie sich dann nicht auch die Frage gefallen lassen, warum sie nicht schon lange
dafür gesorgt hat, dass die 70.000 Pflegekräfte, die in den letzten Jahrzehnten abgebaut bzw. nicht
ausgebildet wurden, nicht schon längst wieder eingestellt wurden?
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Also müsste auch ver.di einen Schritt weitergehen und überlegen, mit welchen Instrumentarien
denn die Beschäftigten mehr Gehör bekommen können – was ja auch schon bei der Umsetzung der
durchgesetzten Personalaufstockung eines der Schlüsselprobleme war. Es gilt, Ausschüsse in den
Krankenhäusern aufzubauen, in denen die Beschäftigten zusammen mit den PatientInnen über die
notwendigen Maßnahmen entscheiden. Die Forderungen von Bühler: „In den Kliniken muss das
System der Dokumentation und Abrechnung nach diagnosebezogenen Fallpauschalen, den DRGs,
ausgesetzt werden“, reicht nicht. Nein, es muss sofort abgeschafft werden – ohne Wenn und Aber!
Und die von der Deutschen Krankenhausgesellschaft, dem Deutschen Pflegerat und ver.di
geforderte Personalbemessung im Krankenhaus, die PPR 2.0, die das Personal nach dem realen
Bedarf in den Krankenhäusern berechnet, muss nicht erst nach dem Abflauen der Pandemie
umgesetzt werden, wie Bühler meint, sondern sofort!

Solche Maßnahmen sind dringender denn je. Schon jetzt sagen Beschäftigte in den Krankenhäusern,
dass die nächsten Wochen die kritischsten seit Ausbruch der Pandemie sein werden, da dann die
Intensivfälle ansteigen werden. Schon jetzt kann z. B. Wolfsburg keine/n Corona-PatientIn mehr
aufnehmen, da die PflegerInnen selbst davon betroffen sind. Gleichzeitig muss man feststellen, dass
privatisierte Krankenhäuser überhaupt nicht auf diese Krise vorbereitet sind. So mussten in
München und Umgebung die zwei vom Helioskonzern betriebenen Kliniken – in München-Pasing
und das Amperklinikum in Dachau – Anfang April kurzzeitig schließen, weil die Infektion unter den
PatientInnen und Beschäftigten derart grassierte, dass das Gesundheitsamt den weiteren Betrieb
untersagte! Und selbst der Chef des Robert-Koch-Instituts (RKI) Lothar Heinz Wieler, der in seinen
Aussagen immer sehr vorsichtig ist, warnt davor, dass in Deutschland die Kapazitäten der
Krankenhäuser nicht ausreichen könnten. Und er warnt auch davor, die relativ niedrige Sterberate
in Deutschland nicht überzubewerten: Diese sei vor allem darauf zurückzuführen, dass in
Deutschland viel getestet werde, sagte er der Frankfurter Allgemeinen. (Zit. nach www.zdf.de vom
29.3.20)

Sofortmaßnahmen

Was ist sofort notwendig, um die Corona-Krise einzudämmen und die Bevölkerung wie die
Beschäftigten in Krankenhaus und Pflege weitestgehend zu schützen?

Genügend Schutzausrüstung für Personal in Krankenhäusern, Alten-,
Behindertenpflegeheimen etc.

Zentrale Beschaffung und Bereitstellung von Schutzausrüstungen wie
Desinfektionsmittel, Schutzkleidung für alle, die aufgrund ihrer Tätigkeit besonders
viel Kontakt mit Menschen haben (Krankenhaus, Altenpflege…).

Sofortige Beschlagnahme notwendiger Medikamente, Beatmungsgeräte und
Schutzausrüstung von den Konzernen.

Zentral organisierte Umstellung der Produktion auf Schutzkleidung, Schutzmasken
und Desinfektionsmittel sowie Ausweitung der vorhandenen Produktionskapazitäten.
Dafür können Produktionsbetriebe, die sowieso geschlossen werden sollen,
verstaatlicht werden.

In ihnen soll die Entwicklung und Produktion unter Kontrolle der Beschäftigten
stehen, die ja im Unterschied zu den jetzigen EigentümerInnen ein Interesse an
diesem Betrieb haben. Aber auch Abteilungen und Betriebe von Firmen und
Konzernen, die derzeit in Kurzarbeit sind, sollen Ausschüsse der Beschäftigten bilden
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unter Beteiligung der Betriebsräte, Vertrauensleute und der Gewerkschaften und die
Produktion und Verwaltung unter ihrer Kontrolle durchführen. Konzernleitungen, die
sich dem widersetzen, sollten mit Zwangsmaßnahmen bedroht werden: Keine
Erstattung des von ihnen gezahlten Kurzarbeitergeldes bis hin zur
entschädigungslosen Enteignung!

Zentrale Einstellung von genügend gut bezahlten und geschulten Reinigungskräften
und Verteilung auf alle Kliniken. Entsprechende Umschulung/Qualifizierung von
vorhandenem Reinigungspersonal, das mit tariflicher Bezahlung bei den medizinischen
Einrichtungen eingestellt wird und nicht bei Putzfirmen. Sofortige Rücknahme der
Auslagerung von Reinigungskräften in Fremdfirmen.

Für ausreichend Personal in den medizinischen Einrichtungen und Einrichtungen der
Pflege.

Für einen organisierten Plan zur Mobilisierung aller Kräfte, die für die medizinische
Betreuung und Pflege der Kranken und Schwerkranken einsetzbar sind, und
Beauftragung dieser entsprechend ihrer Qualifikation – kontrolliert durch Ausschüsse
von Beschäftigten aus den Krankenhäusern, PatientInnenorganisationen und von der
Regierung unabhängigen medizinischen ExpertInnen: diejenigen in medizinischer
Ausbildung, die in Rente und noch fit genug sind, die Arbeiten zu übernehmen,
entsprechendes Personal aus der Bundeswehr und den Bundeswehrkrankenhäusern,
das aber nicht mehr deren Befehlen untersteht, sondern ausschließlich den zivilen
Strukturen!

Für Beschäftigte in medizinischen Einrichtungen: wahlweise 70 % Lohnaufschlag oder
Abfeiern der Sonderschichten.

Gesetzliche Personalbemessung nach Bedarf! Massive Aufwertung der Krankenpflege-
Berufe. Als ersten Schritt sollen alle Pflegeberufe um 500 Euro pro Monat aufgewertet
werden. Bessere Bezahlung von Pflegekräften ist der wichtigste Baustein, um den
Pflegenotstand zu beenden!

Sofortige Umsetzung der erkämpften Personalausstattung in den Unikliniken –
kontrolliert durch Ausschüsse von Beschäftigten und PatientInnen.

Weg mit der Aufhebung des Arbeitszeitgesetzes in Bayern, NRW und anderen
Bundesländern. Einhaltung der Pausen und Ruhezeiten – kontrolliert von
Betirebsräten und Beschäftigten.

Weg mit allen durch den Bundestag oder die Landesparlamente verabschiedeten
„Notstands“gesetze, die entweder die Arbeitsbedingungen verschlechtern oder einen
direkten Zugriff auf die Beschäftigten durch die Behörden erlauben. Stattdessen
zentrale Einsatzplanung der mobilisierbaren Pflege-, Reinigungskräfte und ÄrztInnen
dort, wo sie am dringendsten gebraucht werden, durch einen zentral eingerichteten
Ausschuss von Beschäftigten aus den Krankenhäusern, PatientInnenorganisationen
und von der Regierung unabhängigen medizinischen ExpertInnen – solange der
Mangel an ausreichendem Personal nicht überwunden ist.

Radikale Arbeitszeitverkürzung für alle bei vollem Lohn- und Personalausgleich – vor



allem in den Intensivbereichen. Reduzierung der Arbeitszeit auf 6-Stunden-Schichten –
bei vollem Lohn- und Personalausgleich und Einhaltung der Ruhezeit von mindestens
10 Stunden.

Für genügend Intensivbetten und Intensivausrüstung für Schwerkranke

Sofortige Einstellung aller nicht notwendigen OPs und medizinischen Eingriffe –
sowohl in privatisierten als auch kommunal unterstellten oder Unikliniken. Die
Entscheidungen sollen durch  lokale Ausschüsse von Beschäftigten aus den
Krankenhäusern, PatientInnenorganisationen und von der Regierung unabhängigen
medizinischen ExpertInnen gefällt werden.

Zentraler Plan zur Einrichtung der notwendigen Intensivstationen sowohl in
privatisierten als auch kommunal unterstellten oder Unikliniken – kontrolliert durch
einen zentral eingerichteten Ausschuss von Beschäftigten aus den Krankenhäusern,
PatientInnenorganisationen und von der Regierung unabhängigen medizinischen
ExpertInnen.

Sofortige Erfassung aller vorhandenen Beatmungsgeräte und ggf. Beschlagnahme und
Verteilung auf alle Krankenhäuser.

Sicherstellung der Produktion von Beatmungsgeräten entsprechend wie bei der von
Schutzausrüstung. Ausweitung selbst  gegen den Widerstand des Kapitals auch zur
Unterstützung anderer Länder.

Was ist darüber hinaus nötig?

Sofortige Millionärs- und Milliardärsabgabe und massive Erhöhung der Kapitalsteuern
zur Finanzierung eines Notprogramms.

Als Lehre aus dieser Virus-Krise: Breite Kampagne aller DGB-Gewerkschaften – unter
Einbezug von Streikmaßnahmen – für Milliardeninvestitionen ins Gesundheitssystem,
ein Ende des Fallpauschalensystems. Medizinische Einrichtungen müssen die
tatsächlichen Kosten medizinisch sinnvoller Maßnahmen erstattet bekommen.

Entschädigungslose Enteignung der großen Gesundheitskonzerne und
Rekommunalisierung aller Krankenhäuser, Altenheime, Pflegeheime unter Kontrolle
der dort Beschäftigten und der Organisationen der PatientInnen, alten Menschen und
Behinderten sowie ihrer Angehörigen.

Bis zur Umsetzung dessen dürfen Krankenhäuser, Pflegeeinrichtungen keine Profite
ausschütten. Alle von den Krankenkassen überwiesenen Gelder müssen für das Wohl
der Patientinnen und Patienten eingesetzt werden.

Für die Gesundheitsversorgung der Bevölkerung

Enteignung der Pharmakonzerne unter Kontrolle der Beschäftigten.

Kostenlose Gesundheitsversorgung für alle – von Tests bis zur Unterbringung in
Krankenhäusern und Intensivmedizin. Die Kosten dafür müssen aus der Besteuerung
der Gewinne und großen Vermögen bestritten werden.



Ausbau des Gesundheitswesens, Ankurbelung der Produktion von Mitteln zur
Bekämpfung der Pandemie (Test-Kits, Desinfektionsmittel, Atemschutz, …), sachliche
Information der Bevölkerung, Einstellung von medizinischem Personal und
HelferInnen unter Kontrolle der Gewerkschaften und der Beschäftigten. Massiver
Ausbau der Intensivmedizin.

Aufhebung des Geschäftsgeheimnisses und aller Forschungsergebnisse staatlicher wie
privater Institute. Internationale Koordinierung der Anstrengungen zur Entwicklung
eines Impfstoffes, der allen Menschen kostenlos zur Verfügung steht.

Koordination aller Forschungen und Entwicklungsbemühungen statt Wettbewerb um
den schnellsten Profit: In rund dreißig Jahren Forschung zu HIV haben wir gesehen,
dass einerseits jede Firma versucht, ihre Forschung und Entwicklung geheim zu
halten. Deshalb wurde viel (auch öffentliches) Geld in parallele Forschung gesteckt
und dann jedes mögliche Präparat mit höchstem Profit zu verkaufen versucht. Darum
muss die Forschung und Entwicklung von Impfstoffen der Kontrolle von Privatfirmen,
einzelner Länder oder Blöcke entrissen werden. Alle Untersuchungen und Ergebnisse
müssen öffentlich im Netz verfügbar sein. Eine internationale Kommission, gewählt
aus SpezialistInnen, soll die Entscheidungen, welche Teams in welche
Entwicklungsrichtung forschen, koordinieren.

Entschädigungslose (Wieder-)Verstaatlichung der privatisierten Teile des
Gesundheitswesens, der pharmazeutischen und medizintechnischen Industrie, um die
Ressourcen zu bündeln und unter Kontrolle der Beschäftigten und ihrer
Gewerkschaften zu stellen.

Wie können wir das erkämpfen?

Es ist völlig klar, dass für dieses Programm alle Beschäftigten im Gesundheitswesen, die gesamte
arbeitende Bevölkerung (ArbeiterInnenklasse), alle, die gegen das Virus kämpfen wollen und ihre
Organisationen, zusammen kämpfen müssen. Die Beschäftigten im Gesundheitswesen alleine sind
gerade völlig ausgelastet. Sie brauchen die Unterstützung aller, die für ihre Gesundheit selbst
kämpfen wollen. Zweitens ist auch klar, dass jeder echte Fortschritt nur erkämpft werden kann,
wenn das Diktat der KapitalistInnen durchbrochen wird und die Reichen dazu gezwungen werden
können zu zahlen. Zur Erinnerung: ein Prozent besitzt 40 % aller Vermögen!

Also muss die Kraft aller gebündelt werden, insbesondere derer, die als ArbeiterInnen und
Angestellte das Kapital vermehren und die Vermögen der Reichen verwalten. Das heißt, dass die
Gewerkschaften und die Parteien, die sich auf die arbeitende Bevölkerung berufen, DIE LINKE und
die SPD, brechen müssen mit der Unterordnung unter das Kapital, deren Regierung und deren
Interessen.

Es geht um einen politischen Kampf, auch wenn er bei genügend Schutzmasken beginnt. Wichtige
Schritte dafür sind:

Aufbau einer gemeinsamen Bewegung gegen Corona-Pandemie und Krise.
Verständigung auf gemeinsame Forderungen, unsere Vorschläge sind hier.

Kampf in den Einrichtungen des Gesundheitswesens, in den Betrieben und
Unternehmern, in den Gewerkschaften, für ein solches Programm und Schluss damit,



an Regierung und Unternehmen zu appellieren! Vereinigung aller antikapitalistischen
AktivistInnen, ob aus sozialen, ökologischen und demokratischen Bewegungen! Nicht
nur in Deutschland, sondern international!


